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2. Örtliche Bauvorschriften 
für den Geltungsbereich des Bebauungsplans „Lindenweg / Löwensteiner 
Straße“: 

2.1 Äußere Gestaltung (§ 74 (1) Nr. 1 LBO) 

a)  Dachform und Dachneigung der Hauptgebäude:  

Dachform: Satteldach. 

 Bei Festsetzung Satteldach sind die Unterformen Krüppelwalmdach sowie Satteldach mit 
zwei höhenversetzten Dachflächen bis max. 1,0 m Versatz zulässig. 

 Dachneigung: mindestens 35°  

b)  Farbgebung der Dächer: Zulässig sind die Farben ziegelrot bis rotbraun, mittelgrau bis
dunkelgrau, anthrazit und dunkelblau. Grell wirkende und leuchtende Farben sowie
reflektierende Materialien sind unzulässig. Ausgenommen sind Dachflächen zur 
Gewinnung von Solarenergie. Für begrünte Dächer wird keine Farbe festgesetzt 

c) Farbgebung der Außenfassaden: Nur gedeckte Farben, leuchtende, reflektierende und 
schwarze Farben bzw. Materialien sind unzulässig. Parabolantennen sind farblich ihrem 
Hintergrund anzugleichen. 

2.2 Werbeanlagen (§ 74 (1) Nr.2 LBO) 

Werbeanlagen dürfen nur an der Stätte der Leistung angebracht werden, die Ansichtsfläche 
ist auf max. 10 m² beschränkt. Werbeanlagen an Gebäuden dürfen die Traufkante nicht 
überragen. 

Freistehende Plakattafeln mit Ansichtsfläche größer als 2 m² sind unzulässig. 

Falls Werbeanlagen beleuchtet werden sollen, darf die Beleuchtung nicht in einer Art und 
Weise erfolgen, die geeignet ist, die Verkehrsteilnehmer auf der Landesstraße zu 
beeinträchtigen (Tag/Nacht-Abstimmung) bzw. abzulenken. 

Werbeanlagen mit wechselndem oder bewegtem Licht sowie Booster (Lichtwerbung am 
Himmel) sind nicht zulässig. 

2.3 Erhöhung der Zahl der Stellplätze (§ 74 (2) Nr. 2 LBO) 

Die Stellplatzverpflichtung für Wohnungen (§ 37 (1) LBO) wird entsprechend der Wohnfläche 
der Wohneinheiten folgendermaßen erhöht: 

- für Wohnungen von 51 bis 80 m² Wohnfläche auf 1,5 Stellplätze, 
- für Wohnungen über 80 m² Wohnfläche auf 2,0 Stellplätze. 

Ergibt sich bei der Berechnung der Anzahl der Stellplätze eine Bruchzahl, so ist auf die
nächsthöhere ganze Zahl aufzurunden. 

Landkreis: Heilbronn 
Gemeinde: Obersulm 
Gemarkung: Obersulm, Flur: Willsbach 

Einfacher Bebauungsplan gem. § 30 (3) BauGB und 
örtliche Bauvorschriften 

„Lindenweg / Löwensteiner Straße“ 

Aufstellung im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB 

Maßstab 1 : 1.000          

Auszug aus dem Liegenschaftskataster gefertigt und zum Bebauungsplan ausgearbeitet.  

Projektnummer: 3 2021 0466 

 

Untergruppenbach, den 26.07.2021 / 25.07.2022 / 19.02.2024 

Verfahrenshinweise für den Bebauungsplan und die örtlichen Bauvorschriften 
(§ 74 LBO) 

Aufstellungsbeschluss (§ 2 (1) BauGB) am 26.07.2021 

Ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschl. (§ 2 (1) BauGB) am 29.07.2021 

Auslegungsbeschluss (§ 3 (2) BauGB) am 25.07.2022 

Ortsübliche Bekanntmachung der Auslegung (§ 3 (2) BauGB) am 26.07.2022 

Öffentliche Auslegung (§ 3 (2) BauGB) vom 05.08.2022 bis 05.09.2022 

Satzungsbeschluss des Bebauungsplans (§ 10 (1) BauGB) und 
der örtlichen Bauvorschriften (§ 74 (1) i. V. mit § 74 (7) LBO) am 19.02.2024 

Ausgefertigt: Obersulm, den …………….. 
 
 

 
Björn Steinbach, Bürgermeister 

Ortsübliche Bekanntmachung des Bebauungsplans und der örtlichen 
Bauvorschriften, In - Kraft - (§ 10 (3) BauGB) am  22.02.2024 

Zur Beurkundung: 

 
 

Björn Steinbach, Bürgermeister 

An der Erhaltung der ausgewiesenen archäologischen Kulturdenkmale besteht 
grundsätzlich ein öffentliches Interesse. Zum Schutz vor unbeobachteter Zerstörung 
bedürfen Bodeneingriffe gemäß §§ 8 und 15 DSchG der denkmalschutzrechtlichen 
Genehmigung. 

Innerhalb der als Prüffall verzeichneten Bereiche sind grundsätzlich Bodenurkunden zur 
mittelalterlichen und frühneuzeitlichen Besiedlungsgeschichte und Sachkultur/ 
Kulturdenkmale gemäß § 2 DSchG zu erwarten. Innerhalb dieser Bereiche wird –
insbesondere in bislang nicht tiefgreifend gestörten Bereichen - die weitere Beteiligung an 
Abbrüchen, Neubau und Neugestaltungsvorhaben mit Bodeneingriffen erforderlich. Im 
Einzelfall kann eine abschließende Stellungnahme allerdings erst anhand ergänzender 
Materialien erfolgen, aus denen die vorhandenen Störungsflächen und archäologischen 
Fehlstellen (z. B. Tiefgaragen, Kelleranlagen, Kanal- und Leitungstrassen) ersichtlich 
werden. 

Geplante Maßnahmen sollten deshalb frühzeitig zur Abstimmung bei der Archäologischen 
Denkmalpflege, vertreten durch Frau Dr, Andrea Neth (0711 90445243; 
andrea.neth@rps.bwl.de) bzw. Herrn Olaf Goldstein (0711/90445304; 
olaf.goldstein@rps.bwl.de) eingereicht werden. Wir weisen daraufhin, dass nach Prüfung 
dieser Unterlagen Dokumentationen von Kelleranlagen, Sondagen und Grabungen zur 
Voruntersuchung und sachgerechten Bergung archäologischer Relikte notwendig werden 
können. Weiterhin wird darauf hingewiesen, dass die Erkundung und Sicherung/ 
Dokumentation von Kulturgütern gegebenenfalls längere Zeit in Anspruch nehmen kann, 
welche - abhängig von geplanten Maßnahmen -vom Bauherrn oder Investor als 
Veranlasser zu finanzieren ist. 

Im Zuge von Bauarbeiten können im Plangebiet Funde im Sinne von § 20 Denkmal-
schutzgesetz (DSchG) zutage treten, bei denen es sich um meldepflichtige 
Kulturdenkmale nach § 2 DSchG handelt. 

Auf die Einhaltung der Bestimmungen der § 20 und 27 DSchG wird verwiesen. Sollten bei 
der Durchführung von Baumaßnahmen archäologische Funde oder Befunde entdeckt 
werden, sind gemäß § 20 DSchG Denkmalbehörde(n) oder Gemeinde umgehend zu 
benachrichtigen. Archäologische Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, 
Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mauerreste, Brandschichten, bzw. auffällige 
Erdverfärbungen) sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach der Anzeige in 
unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde oder das 
Regierungspräsidium Stuttgart (Referat 84.2) mit einer Verkürzung der Frist 
einverstanden ist. Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten (§ 27 DSchG) wird 
hingewiesen. Bei der Sicherung und Dokumentation archäologischer Substanz ist 
zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. 

b) Grundwasserableitungen - auch über das öffentliche Abwassernetz - sind unzulässig. 
Grundwassererschließungen sind der Wasserbehörde unverzüglich anzuzeigen. 
Beabsichtigte Maßnahmen, bei denen aufgrund der Tiefe des Eingriffs in den Untergrund 
mit Grundwasserfreilegungen gerechnet werden muss, sind rechtzeitig vor deren 
Ausführung anzuzeigen. Wird im Zuge von Baumaßnahmen unerwartet Grundwasser 
erschlossen, so sind die Arbeiten, die zur Erschließung geführt haben, unverzüglich 
einzustellen und das Landratsamt als untere Wasserbehörde zu benachrichtigen (§ 43 (1) 
und (6) WG). 

 Im Bereich des Planungsvorhabens kann, insbesondere bei Hochwasserereignissen, im 
Talbereich des Hambachs bzw. des Mäusebachs hochstehendes Grundwasser mit 
kleinen Flurabständen nicht ausgeschlossen werden. 

Im Fall von anstehenden oder umgelagerten Gesteinen der Grabfeld-Formation 
(Gipskeuper), ist im Bereich des Planungsvorhabens mit zementangreifendem 
Grundwasser aufgrund sulfathaltiger Gesteine zu rechnen. 

c) Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodaten im 
Verbreitungsbereich von Gesteinen der Grabfeld-Formation (Gipskeuper). Diese werden 
von quartären Lockergesteinen (LÖSS, Holozäne Abschwemmmassen) mit im Detail nicht 
bekannter Mächtigkeit überdeckt. 

Mit einem oberflächennahen saisonalen Schwinden (bei Austrocknung) und Quellen (bei 
Wiederbefeuchtung) des tonigen/tonig-schluffigen Verwitterungsbodens sowie mit 
Auffüllungen vorangegangener Nutzungen, die ggf. nicht zur Lastabtragung geeignet sind, 
ist zu rechnen. Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmerfüllte Spalten, Hohlräume, 
Dolinen) sind nicht auszuschließen. Sollte eine Versickerung der anfallenden 
Oberflächenwässer geplant bzw. wasserwirtschaftlich zulässig sein, wird auf das 
Arbeitsblatt DWA-A 138 (2005) verwiesen und im Einzelfall die Erstellung eines 
entsprechenden hydrologischen Versickerungsgutachtens empfohlen. Wegen der Gefahr 
einer Verschlechterung der Baugrundeigenschaften sowie ggf. von Sulfatgesteinslösung 
im Untergrund sollte von der Errichtung technischer Versickerungsanlagen (z. B. 
Sickerschächte, Sickerbecken, Mulden-Rigolen-Systeme zur Versickerung) Abstand 
genommen werden. 

Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von 
Bauarbeiten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und 
Tragfähigkeit des Gründungshorizontes, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung, bei 
Antreffen verkarstungsbedingter Fehlstellen wie z. B. offenen bzw. lehmerfüllten Spalten) 
werden objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 
durch ein privates Ingenieurbüro empfohlen. 

d) Nachrichtlich wird darauf hingewiesen, dass entsprechend § 126 (1) und (2) BauGB die 
Eigentümer von an öffentliche Verkehrsflächen angrenzenden Grundstücken das 
Anbringen von Haltevorrichtungen und Leitungen für Beleuchtungskörper der 
Straßenbeleuchtung einschließlich der Beleuchtungskörper und des Zubehörs sowie 
Kennzeichen und Hinweisschildern für Erschließungsanlagen auf ihrem Grundstück zu 
dulden haben. 

e) Bei Abbrucharbeiten, Gehölzrodungen und Baumaßnahmen ist darauf zu achten, dass 
keine Lebensstätten geschützter Tierarten (z.B. Vogelnester, Fledermausquartiere, Mulch 
bewohnende Käfer oder Eidechsenvorkommen) beeinträchtigt werden.  

Frühzeitig vor den Abbrucharbeiten oder Sanierungen sind die Artengruppen der Vögel 
und Fledermäuse durch eine fachkundige Person zu untersuchen. Sollten die 
Artengruppen betroffen sein, sind CEF-Maßnahmen (Nisthilfen, Fledermauskästen) 
durchzuführen. Diese wären in unmittelbarer Umgebung aufzuhängen und dauerhaft zu 
unterhalten bzw. zu pflegen.  

Zum Schutz von Vögeln und Kleinsäugern dürfen Gehölzrückschnitte und 
Rodungsmaßnahmen im Allgemeinen nur im Zeitraum vom 1. Oktober bis 28./29. Februar 
durchgeführt werden (§§ 39 (5) Satz 1 Nr. 2 i.V.m. 44 (1) bis (3) BNatSchG). 

f) Auf die mit Wirkung vom 31.07.2020 geltende Änderung des Naturschutzgesetzes 
(NatSchG) wird hingewiesen. Der ergänzte § 21a Landesnaturschutzgesetzes stellt klar, 
dass Schotterungen zur Gestaltung von privaten Gärten grundsätzlich keine andere 
zulässige Verwendung im Sinne des § 9 (1) S. 1 Landesbauordnung (LBO) ist. Nach § 9 
(1) S. 1 LBO müssen „die nichtüberbauten Flächen der bebauten Grundstücke […] 
Grünflächen sein, soweit diese Flächen nicht für eine andere zulässige Verwendung 
benötigt werden.“ Somit dürfen seit 31.07.2020 keine Schottergärten mehr errichtet 
werden. 

Textteil für den Bebauungsplan und die örtlichen Bauvorschriften 

Rechtsgrundlagen: §§ 2, 9, 10 und 13a des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch 
Artikel 9 des Gesetzes vom 10. September 2021 (BGBl. I S. 4147) und § 4 
Gemeindeordnung für Baden-Württemberg in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. 
Juli 2000 (GBl. S. 582, ber. S. 698), geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 02. 
Dezember 2020 (GBl. S. 1095) in Verbindung mit § 74 der Landesbauordnung für Baden-
Württemberg (LBO) in der Fassung vom 5. März 2010 (GBl. S. 357), mehrfach geändert 
durch Gesetz vom 18. Juli 2019 (GBl. S. 313). Es gilt die Baunutzungsverordnung (BauNVO) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802). 
 
Aufhebungen: Sämtliche innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs bisher bestehenden 
örtlichen planungs- und bauordnungsrechtlichen Festsetzungen sowie frühere örtliche 
baupolizeiliche Vorschriften werden aufgehoben. 

Festsetzungen: In Ergänzung der Planzeichnung wird folgendes festgesetzt:  

1. Bebauungsplan „Lindenweg/Löwensteiner Straße“ 
 Planungsrechtliche Festsetzungen 

1.1 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB, §§ 1 – 21a BauNVO) 

a) Höhe baulicher Anlagen 

Die Höhe baulicher Anlagen ist im Bebauungsplan als Traufhöhe (TH, Schnittpunkt der 
Außenwand mit der Dachhaut) festgesetzt, sie darf max. 7,5 m betragen. 
Unterschreitungen sind zulässig. Die Überschreitung der Traufhöhe durch Quergiebel und 
Dachaufbauten ist auf einer Breite von 1/2 der Trauflänge (inkl. Ortgangüberstand) 
zulässig. 

Unterer Bezugspunkt für die Höhe baulicher Anlagen ist die mittlere Höhe des 
vorhandenen Geländes, bezogen auf die geplanten Gebäudeecken. 

b) Zahl der Vollgeschosse (§ 20 BauNVO) 

Zulässig sind maximal 3 Vollgeschosse. 

1.2 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft (§ 9 (1) Nr. 20 BauGB) 

a) Die Befestigung von Stellplätzen und Garagenzufahrten darf nur wasserdurchlässig
erfolgen (Rasensteine, Rasenpflaster, Dränpflaster oder ähnliches).
Wasserundurchlässiges Pflastermaterial ohne wasserdurchlässige Abstandsfuge ist
unzulässig. 

b) Zur Vermeidung anlagebedingter Bodenbeeinträchtigung ist bei allen Baumaßnahmen der
Oberboden nach Zwischenlagerung der Wiederverwendung zuzuführen. 

c) Zur Schonung nachtaktiver Insekten sind für die Außenbeleuchtung insektenfreundliche 
und abstrahlungsarme Leuchtmittel nach dem neuesten Stand der Technik zu verwenden. 

d) Bei der Verwendung von Metall als Baustoff (Blei, Kupfer, Zink) ist verwitterungsfeste 
Beschichtung zwingend. Dachrinnen aus unbeschichtetem Metall sind zulässig. 

e) Bei der Umsetzung von Bauvorhaben sind artenschutzrechtliche Konflikte nicht gänzlich 
auszuschließen - vor allem bei der Sanierung oder dem Abriss alter Gebäude sowie bei 
der Rodung von Gehölzen.  

Zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Konflikte ist vor Abbrucharbeiten oder
Sanierungsmaßnahmen eine Begehung des betreffenden Objekts notwendig und je nach
Ergebnis können weitere Untersuchungen unter Hinzuziehung der Unteren
Naturschutzbehörde notwendig werden. Auf Hinweis e) wird verwiesen. 

1.3 Flächen für Aufschüttungen, Abgrabungen und Stützmauern (§ 9 (1) Nr. 26 BauGB) 

Zur Herstellung des Straßenkörpers sind in den an öffentliche Verkehrsflächen
angrenzenden Grundstücken unterirdische Stützbauwerke entlang der Grundstücksgrenzen 
auf einer Breite von ca. 25 cm erforderlich und ohne Entschädigung zu dulden. (Hinterbeton 
von Randsteinen und Rabatten).  

Hinweis: 

a) Im Geltungsbereich des vorliegenden Bebauungsplans "Lindenweg / Löwensteiner
Straße" in Obersulm-Willsbach werden Belange der Vor- und Frühgeschichte sowie der 
Archäologie des Mittelalters und der Neuzeit zu folgenden 
Kulturdenkmalen/Archäologischen Verdachtsflächen berührt (Abgrenzung siehe 
beigefügte Kartierung): 

 Mittelalterlicher und frühneuzeitlicher Ortsbereich Willsbach (Prüffall Listen-Nr. 13M) 

 Mittelneolithische Siedlung / Merowingerzeitliche Gräber (Kulturdenkmal gemäß § 2 
Denkmalschutzgesetz Listen-Nr. 5) 

g) Die aktive und passive Nutzung von Solarenergie wird im Sinne einer nachhaltigen und 
ressourcenschonenden Bebauung empfohlen. 

 Auf die Änderung des Klimaschutzgesetzes Baden-Württemberg (KSG BW) vom 
06.10.2021 wird hingewiesen. Demnach ist nach § 8a (1) KSG BW beim Neubau von 
Nichtwohngebäuden ab dem 1. Januar 2022, beim Neubau von Wohngebäuden ab dem 
1. Mai 2022 „auf der für eine Solarnutzung geeigneten Dachfläche eine 
Photovoltaikanlage zur Stromerzeugung zu installieren“. Ab 01.01.2023 (Beginn 
Bauarbeiten) gilt die Solarpflicht auch bei grundlegenden Dachsanierungen an 
Bestandsgebäuden (§8a Abs. 2 KSG BW). 

h) Altlasten: 
Für die im Planeinschrieb entsprechend gekennzeichnete Fläche gilt: 
Trotz der langen Nutzung der Verdachtsfläche als Tankstelle, mit einer unterirdischen 
Lagerkapazität von ca. 14.000 l, wird aufgrund der gegebenen hydrogeologischen 
Standortsituation eine Bewertung mit „B“ (Belassen in der Altlastendatei) festgelegt. Bei 
eventuell zukünftigen Bauvorhaben wird eine Neubewertung der Fläche empfohlen. 

i) Das Planungsgebiet liegt innerhalb der Bergbauberechtigung "Sülzbacher Grubenfeld IV", 
die zur Aufsuchung und Gewinnung von Steinsalz berechtigt. Rechtsinhaber der 
Berechtigung ist das Land Baden-Württemberg. 

Eine Gewinnung von Steinsalz fand in diesem Felde im Bereich des Bebauungsplanes 
bisher nicht statt. 

Sollte zukünftig die Aufsuchung und Gewinnung von Steinsalz im vorgenannten Felde im 
Bereich des Bebauungsplanes aufgenommen werden, können bergbauliche Einwirkungen 
auf Grundstücke nicht ausgeschlossen werden. Für daraus entstehende Bergschäden im 
Sinne von § 114 des Bundesberggesetzes (BBergG) vom 13. 08. 1980 (BGBI. l S. 1310) 
würde Schadenersatz nach §§ 115 ff. BBergG geleistet. 

Bergbauliche Planungen zur Aufsuchung und Gewinnung von Steinsalz sind im Bereich 
des Bebauungsplanes auf absehbare Zeit nicht zu erwarten. 

j) Bei der weiteren Planung von Vorhaben ist § 2 des Landes-Bodenschutz- und 
Altlastengesetz (LBodSchAG) zu beachten. Bei vorgesehener Inanspruchnahme von nicht 
versiegelten, nicht baulich veränderten oder unbebauten Flächen ist nach § 2 Abs. 1 
Punkt 1 LBodSchAG insbesondere zu prüfen, ob die Fächeninanspruchnahme des 
Projektes bedarfsgerecht ist und ob eine Realisierung des Projektes mit einer geringeren 
Flächeninanspruchnahme, möglich ist. Auch ist nach LBodSchAG § 2 Abs. 1 Ziffer 4 zu 
prüfen, ob eine Inanspruchnahme weniger wertvoller Böden möglich ist. 

Bei der Umsetzung von Baumaßnahmen sind unter anderem die folgenden Hinweise zu 
berücksichtigen: 

 Baubedingte Beeinträchtigungen für das Schutzgut Boden sind zu minimieren und es 
ist ein möglichst schonender Umgang mit der Materie zu gewährleisten. Eine 
möglichst hochwertige Verwendung des Bodenmaterials ist anzustreben. 

 Oberboden, der bei den Baumaßnahmen anfällt, ist gesondert von tieferen 
Bodenschichten abzuheben und zu lagern. Er ist in kulturfähigem, biologisch aktivem 
Zustand zu erhalten und zur Rekultivierung und Bodenverbesserung zu verwenden 
(siehe § 202 BauGB). Notwendige Bodenarbeiten sind schonend und unter 
sorgfältiger Trennung von Oberboden und Unterboden durchzuführen. Als 
Zwischenlager sind Bodenmieten vorzusehen, die den Erhalt der Bodenfunktionen 
nach § 1 BBodSchG gewährleisten. 

 Bodenverdichtungen sind grundsätzlich zu vermeiden. Entstandene 
Bodenverdichtungen sind nach Abschluss der Bautätigkeit aufzulockern. 

k) Teile des Plangebiets liegen in den Überflutungsflächen eines Hundertjährigen 
Hochwassers (HQ100) und eines Extrem-Hochwassers (HQ-Extrem). Die 
Wasserspiegellagen für ein hundertjähriges Hochwasser liegen im Plangebiet bei 190,6 m 
üNN für ein Extrem-Hochwasser bei 190,7 m üNN. Diese Teile liegen somit in einem 
Risikogebiet. Zum Schutz von Leben und Gesundheit und zur Vermeidung erheblicher 
Sachschäden wird eine hochwasserangepasste Bauweise empfohlen. Die gesetzlichen 
Vorgaben des Wasserhaushausgesetzes sind zu beachten. 

Auf die Empfehlungen aus der Starkregenbetrachtung zum Bebauungsplan (vgl. Anlage 
der Begründung) wird hingewiesen: 

Die Überflutungen bei Starkregen und Flusshochwasser dehnen sich im 
Untersuchungsgebiet bis auf die nordöstlichen Flurstücksflächen des Bebauungsplans 
aus. Bei Neubau ist in jedem Fall eine an die Überflutungstiefen angepasste 
Erdgeschossfußbodenhöhe zu berücksichtigen. Um einen Schutz vor extremem 
Hochwasser sicherzustellen, sollte diese mind. 1,3 m über GOK liegen (vgl. Kap. 1.1). 
Entlang der überfluteten Teilbereiche auf den Straßen Steinackerweg / Lindenweg / 
Löwensteiner Straße sollte zukünftig auf Tiefgarageneinfahrten verzichtet werden. 

Im Bestand sind aus starkregen-planerischer Sicht bauliche Schutzmaßnahmen, gerade 
im Bereich um dem Mäusebach, in den an überfluteten Straßen angrenzenden 
südwestlichen Bereich des Baugebiets sowie in lokalen Senken vorzusehen. 

Für (Tief-)Garagen sind teilmobile Systeme wie z.B. automatische Schotts zu empfehlen
(Abbildung 7). Im Regelfall ist die Einfahrt somit frei passierbar, während im 
Überflutungsfall eine wasserdichte Hochwasserschutzwand den Eintritt von Wasser 
verhindert. 

Um einen Zufluss von Oberflächenwasser in die Lichtschächte zu verhindern, wird eine 
Aufkantung der Lichtschächte idealerweise 15 bis 30 cm über der Geländeoberkante 
(GOK) empfohlen (Abbildung 7). Die Sohlen der Lichtschächte sollten mind. 15 cm
unterhalb der Kellerfenster liegen, damit Wasser, das in den Lichtschacht gelangt, nicht 
auf die Kellerfenster einwirken kann. Nichtsdestotrotz ist dieser Schutz im Bereich des 
Mäusebachs ab einem 50-jährlichen Hochwasserereignis endlich. Sollte auf den 
Lichteinfall im Keller verzichtet werden können, ist hier ein permanenter wasserdichter 
Verschluss der Lichtschächte zu empfehlen. 

Für den Bedarfsfall können außerdem wasserdichte Kellerfester sowie Überdachungen an 
Kellereingängen und Lichtschächten vor größeren Schäden schützen. Weiterführende 
Informationen zur Sicherheit von Gebäuden gegenüber Hochwasser sind unter anderen in 
der „Hochwasserschutzfibel“ des Bundesministeriums des Inneren, für Bau und Heimat 
(BMI) und der Broschüre „Hochwasser-Risiko-bewusst planen und bauen“ (WBW) zu 
finden. 


